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Kleine Anfrage 

der Abg. Christine Neumann-Martin CDU 

 

Frühe Schulden als Belastung für junge Menschen im Landkreis Karls-

ruhe 

 

 
Ich frage die Landesregierung: 

 

1. Wie viele junge Menschen unter 21 Jahren im Landkreis Karlsruhe gelten als verschul-

det oder überschuldet? 

 

2. Wie hat sich in den vergangenen fünf Jahren die Zahl der ver- und überschuldeten Per-

sonen unter 21 Jahren im Landkreis Karlsruhe entwickelt (bitte getrennt nach Jahren 

und Geschlecht angeben)? 

 

3. Welche Rolle spielen präventive Angebote und beratende Maßnahmen im Hinblick auf 

die Ver- und Überschuldung von jungen Menschen unter 21 Jahren in der öffentlich 

getragenen Kinder- und Jugendhilfe? 

 

4. Welche Träger übernehmen darüber hinaus im Landkreis Karlsruhe beratende Maßnah-

men und präventive Aufgaben im Hinblick auf die Ver- und Überschuldung von jungen 

Menschen unter 21 Jahren (bitte aufgeschlüsselt nach Träger und Niederlassung)? 

 

5.  Worin sieht die Landesregierung die Gründe dafür, dass insbesondere junge Menschen 

zunehmend von Ver- und Überschuldung betroffen sind? 

 

6. Welche (präventiven) Maßnahmen führt die Landesregierung durch, fördert sie oder 

unterstützt sie anderweitig, um junge Menschen unter 21 Jahren im Landkreis Karlsruhe 

vor Verschuldung zu schützen bzw. ihnen Wege aus der Verschuldung aufzuzeigen? 

 

 

28.5.2025 

 

Neumann-Martin CDU 

 

 

 

B e g r ü n d u n g  

 

Verschuldung und Überschuldung stellen ein weit verbreitetes gesellschaftliches Problem 

dar. Besonders problematisch erscheint dabei, dass gerade junge Menschen besonders anfäl-

lig für Kreditangebote/Ratenkäufe sind, die ihnen sofortigen Konsum bei späterer Zahlung 

ermöglichen. Oftmals sind junge Menschen nicht darüber aufgeklärt welche Folgen ein 

„Klick“ im Internet für ihre finanzielle Zukunft haben kann. Die Ursachen für Ver- und Über-

schuldung sind divers und lassen sich nicht allein durch gesetzliche Maßnahmen ändern, sie 

haben eine tiefere Wurzel. Dementsprechend ist nach Ansicht der Fragestellerin eine Mi-

schung unterschiedlicher Ansätze von Nöten. Damit bereits bestehende Unterstützungsange-

bote gezielt weiterentwickelt werden können, bedarf es zunächst einer Bestandsaufnahme. 

Diese Kleine Anfrage verfolgt dieses Ziel. 

 


